
Anhang



Dorfentwicklungskonzept Bierfeld, Gemeinde Nonnweiler 2 www.kernplan.de

Vorschlag für die Ausweisung eines  
Sanierungsgebietes

Einleitung

Die vorliegende Aufstellung des Dorfent­
wicklungskonzeptes erfüllt die Anforde­
rungen an Vorbereitende Untersuchungen 
nach § 141 Abs.1 und 2 BauGB. Demnach 
hat die Gemeinde „vor der förmlichen Fest­
legung des Sanierungsgebietes die vorbe­
reitenden Untersuchungen durchzuführen 
oder zu veranlassen, die erforderlich sind, 
um Beurteilungsunterlagen zu gewinnen 
über die Notwendigkeit der Sanierung, die 
sozialen, strukturellen und städtebaulichen 
Verhältnisse und Zusammenhänge sowie 
die anzustrebenden allgemeinen Ziele und 
die Durchführbarkeit der Sanierung im All­
gemeinen. [...] Von vorbereitenden Unter­
suchungen kann abgesehen werden, wenn 
hinreichende Beurteilungsunterlagen be­
reits vorliegen.“ Mit der Aufstellung des 
Dorfentwicklungskonzeptes liegt grund­
sätzlich eine „hinreichende Beurteilungs­
grundlage“ vor. 

Wie im Rahmen der Analyse des Untersu­
chungsgebietes aufgezeigt, treten städte­
bauliche Missstände in funktionaler und 
substanzieller Hinsicht in solcher Bedeu­
tung und Häufung auf, dass sanierungsbe­
dingte Einzelmaßnahmen, die auf eine we­
sentliche Verbesserung oder Umgestaltung 
des Gebietes abzielen, erforderlich sind. 
Hierbei bilden, neben den im aufgestellten 
Dorfentwicklungskonzept zuvor genannten 
Maßnahmen, die Beseitigung und Behe­
bung der inneren und äußeren substanziel­
len Missstände durch Modernisierung und 
Instandsetzung einer Vielzahl der Gebäude 
und baulichen Anlagen den maßgeblichen 
Schwerpunkt.

Für das Untersuchungsgebiet werden als 
Ziele und Zwecke der Sanierung, ergänzend 
zu den bereits aufgeführten Zielen des Dorf­
entwicklungskonzeptes, bestimmt:

	� Stärkung als Wohnstandort
	� Modernisierung und Instandset-

zung von baulichen Anlagen
	� Ortsbildgerechte Gestaltung der 

privaten Bausubstanz
	� Anpassung des Wohnungsbe-

standes an die Bedürfnisse der 
älter werdenden Bevölkerung 
(Barrierefreiheit)

	� Schaffung adäquater Wohn- und 
Betreuungsangebote (Umnutzung 
von Gebäuden, Serviceleistung)

	� Energetische Sanierung
	� Beseitigung von Leerständen durch 

Behebung von Funktionsmängeln 
und Nutzungskonflikten

	� Rückbau nicht benötigter Bausubs-
tanz mit Neuordnung / Neubebau-
ung (verbesserte Freiraumqualität)

	� Erhöhung der Wohnumfeldqualität: 
Wohnumfeldverbesserung, Auf-
wertungsmaßnahmen im privaten 
Raum, Aufwertung des öffentli-
chen Raumes

Um der grundlegenden Zielsetzung der Be­
seitigung städtebaulicher Missstände nach­
zukommen, sind Sanierungsziele für die 
Dauer des Sanierungsverfahrens abzuleiten. 

Sanierungsziele haben nicht nur eine poli­
tische und inhaltliche Steuerungsfunktion, 
sondern haben im Zusammenhang mit 
einem konkretisierenden städtebaulichen 
Planungskonzept insbesondere rechtliche 
Auswirkungen. Sie dienen u. a. 

	� der Prüfung genehmigungspflichtiger 
Vorhaben und, 

	� z. B. im Rahmen der Modernisierung / 
Instandsetzung, der Prüfung, ob ein 
konkretes Vorhaben den Zielen und 
Zwecken der Sanierung entspricht oder 
zuwiderläuft. 
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Empfehlung zur Wahl des 
Sanierungsverfahrens

Das Baugesetzbuch unterscheidet zwei Ver­
fahren für die Durchführung der Sanierung: 

	� das umfangreiche (klassische) und

	� das vereinfachte Sanierungsverfahren.

Sie unterscheiden sich vor allem in der In­
tensität, mit der die Kommune auf die Ent­
wicklung der Bodenpreise, auf den Boden­
verkehr und auf tatsächliche Veränderun­
gen im Sanierungsgebiet Einfluss nimmt.

Die Rechtsvorschriften des BauGB sind 
so ausgelegt, dass das umfassende Sa­
nierungsverfahren angenommen werden 
muss. Dabei finden nicht nur die Vorschrif­
ten des allgemeinen Städtebaurechts An­
wendung, sondern auch die Vorschriften 
des besonderen Sanierungsrechts (§§ 152-
156a, insbesondere Erhebung von Aus­
gleichsbeiträgen). Da im umfassenden Sa­
nierungsverfahren die Anwendung sanie­
rungsrechtlicher Genehmigungsvorbehal­
te des § 144 BauGB nicht ausgeschlossen 
werden kann, erfolgt wegen der Anwen­
dungsverpflichtung des § 144 Abs. 2 BauGB 
eine Eintragung des Sanierungsvermerks im 
Grundbuch.

Die Gemeinde ist bei der Wahl des verein­
fachten Verfahrens verpflichtet, die Vor­
schriften über die Behandlung der sanie­
rungsbedingten Werterhöhungen und so­
mit auch die Preisprüfung (§ 152 ff. BauGB) 
auszuschließen, wenn die Anwendung die­
ser Vorschriften für die Durchführung der 
Sanierung nicht erforderlich ist und die 
Durchführung der Sanierung hierdurch vo­
raussichtlich nicht erschwert wird (§ 142 
Abs. 4 HS 1 BauGB).

Grundlagen zur Wahl des 
Sanierungsverfahrens

Die Entscheidung der Gemeinde für die 
Verfahrensart erfolgt insbesondere auf 
Grundlage

	� der anzustrebenden allgemeinen 
Ziele der Sanierung im Vergleich zu 
der vorhandenen Situation in dem 
Sanierungsgebiet;

	� der Durchführung der Sanierung im All­
gemeinen und unter Berücksichtigung 
der aufgrund der anzustrebenden Sanie­
rungsmaßnahmen zu erwartenden Ent­
wicklung der Bodenpreise;

	� der Möglichkeiten der Kommune, Grund­
stücke für Ziele und Zwecke der Sanie­
rung zum sanierungsunbeeinflussten 

Grundstückswert zu erwerben oder die 
Vermeidung von Erschwernissen bei pri­
vaten Investitionen durch unkontrollierte 
Bodenwerterhöhungen, die sich in der 
Preisgestaltung ohne Preisprüfung nie­
derschlagen.

Bodenwerterhöhung, Anwendung der 
§§ 152 - 156a BauGB

Städtebauliche Kriterien für eine wesent­
liche Erhöhung der Bodenwerte sind zum 
Beispiel:

	� die Aufwertung eines innerörtlichen Ein­
zelhandelsbereichs durch attraktive Fuß­
gängerzone, Tiefgarage / Parkhaus,

	� das Entstehen erstmalig zweckmäßig 
bebaubarer Grundstücke durch Boden­
ordnung, Beseitigung von Altlasten, 
Wiedernutzung einer vor Sanierung im 
Privateigentum stehenden Gewerbebra­
che für neue gewerbliche Nutzungen,

	� höherwertige und/oder intensivere 
Grundstücksnutzungen durch Änderung 
der Art und/oder des Maßes der bauli­
chen Nutzung.

Geringere Bodenwerterhöhungen sind da­
gegen in der Regel zu erwarten, wenn die 
Kommune vor allem Bestandspflege betrei­
ben will, z. B. die Erhaltung, Instandsetzung 
und Modernisierung von Gebäuden.

Aufgrund der festgestellten städtebaulichen 
Missstände, der Ziele und Zwecke des Dorf­
entwicklungskonzeptes und der Sanierung 

in Verbindung mit dem städtebaulichen 
Entwicklungskonzept und der in der Kos­
ten- und Finanzierungsübersicht daraus re­
sultierend aufgeführten Einzelmaßnahmen 
ist nicht mit wesentlichen Bodenwerterhö­
hungen zu rechnen. Wie aus der aufgeführ­
ten Aufstellung ersichtlich ist, kann davon 
ausgegangen werden, dass die Anwendung 
der besonderen sanierungsrechtlichen Vor­
schriften der §§ 152 - 156a BauGB, die ins­
besondere durch die Anwendung der soge­
nannten Preisprüfung durch die Kommune 
bei bestimmten Grundstücksgeschäften 
Dritter (bei Veräußerung von Grundstücken 
sowie Bestellung oder Veräußerung von 
Erbbaurechten) bestehen, nicht erforder­
lich ist.

Anwendung der §§ 144, 145 BauGB

Die §§ 144, 145 BauGB über die Genehmi­
gung von Vorhaben, Teilungen und Rechts­
vorgänge müssen grundsätzlich bei beiden 
Verfahren angewandt werden (Genehmi­
gungsvorbehalte, Veränderungs-, Verfü­
gungssperre). Diese ermöglichen im umfas­
senden Sanierungsverfahren zum Beispiel 
die Stabilisierung der Grundstückspreise, 
-sicherungen und Preiskontrollen sowie in 
beiden Verfahren gestalterische Qualitäts­
sicherung. Letzten Endes hat die Gemeinde 
ein umfassendes Kontrollinstrument.

Es liegt im Interesse der Kommune, die 
Sanierung planmäßig, mit entsprechen­
der Qualität und in einer absehbaren Zeit 

Die Anwendung des vereinfachten Sanierungsverfahrens wird empfohlen:

	� Sanierungsgebiet mit gestreuten funktionalen städtebaulichen Missständen

	� Erhaltung und Fortentwicklung der Wohn- und Mischnutzungen im Gebiet

	� Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden steht im Vordergrund; Mitwirkungsbe­
reitschaft ist zu erwarten; vor allem Anreizförderung

	� Punktuelle Ordnungs- und Baumaßnahmen, die zu keinen wesentlichen Bodenwertsteige­
rungen führen. Die geplanten Maßnahmen der Kommune liegen vorwiegend im öffentli­
chen Bereich (u. a. Gestaltung von Platz-/Freiflächen und ortsbildgerechte Gestaltung des 
Straßenraumes).

	� keine gemeindliche Bodenordnung (keine grundlegende Neuordnung mit umfangreiche 
Grunderwerb, kein umfangreicher Rückbau oder keine Grundstücksfreilegungen)

	� Insofern ist das vereinfachte Verfahren zu wählen, da die Gesamtumstände die Annahme 
rechtfertigen, dass die Sanierung bei Durchführung in diesem Verfahren nicht erschwert wird.

	� Die Rolle der Gemeinde Nonnweiler konzentriert sich auf eine qualifizierte Vorbereitung der 
Sanierung und punktuelle Ordnungsmaßnahmen im bestehenden öffentlichen Raum. 

	� Die Baumaßnahmen sind primär Aufgabe der Eigentümer. Die Gemeinde Nonnweiler ini­
tiiert und motiviert die Grundstückseigentümer insbesondere zur Durchführung von Mo­
dernisierungs- / Instandsetzungsmaßnahmen. Auch hierbei muss die Gemeinde Nonnweiler 
steuernd und ggf. eingreifend bei Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungs­
änderung von baulichen Anlagen zum Inhalt haben oder bei erheblich oder wesentlich wert­
steigernden Veränderungen von Grundstücken, tätig werden können.

Empfehlung zur Wahl des Vereinfachten Sanierungsverfahrens
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durchzuführen. Bei Maßnahmen, die die 
Durchführung der Sanierung unmöglich 
machen, erschweren oder den Zielen und 
Zwecken der Sanierung widersprechen, 
muss die Kommune eingreifen können. Sie 
kann deshalb im vereinfachten Sanierungs­
verfahren entscheiden, ob die Vorschriften 
über die genehmigungspflichtigen Vor­
haben und Rechtsvorgänge nach § 144 
BauGB im späteren Sanierungsgebiet im 
Ganzen (d. h. sowohl § 144 Abs. 1 und 2 
BauGB) Anwendung finden oder zum Teil 
(d. h. entweder § 144 Abs. 1 BauGB oder 
§ 144 Abs. 2 BauGB) oder vollständig aus­
geschlossen werden sollen. Der Genehmi­
gungsvorbehalt wird erst mit Inkrafttreten 
der Sanierungssatzung wirksam.

Einer schriftlichen Genehmigung durch die 
Kommune bedürfen 

	� § 144 Abs. 1 BauGB: Vorhaben, die die 
Errichtung, Änderung oder Nutzungs­
änderung von baulichen Anlagen zum 
Inhalt haben (Nr. 1), erhebliche oder we­
sentlich wertsteigernde Veränderungen 
von Grundstücken (Nr. 1), schuldrecht­
liche Vertragsverhältnisse über den Ge­
brauch oder die Nutzung eines Grund­
stücks (Nr. 2)

	� § 144 Abs. 2 BauGB: die rechtsgeschäft­
liche Veräußerung eines Grundstücks 
und die Bestellung und Veräußerung 
eines Erbbaurechts, die Bestellung eines 
das Grundstück belastenden Rechts, 
schuldrechtliche Verträge, durch die 
Verpflichtungen zur Veräußerung oder 
Grundstücksbelastung eingegangen 
werden, die Begründung, Änderung oder 
Aufhebung einer Baulast, die Teilung 
eines Grundstücks.

Die Genehmigungsvorbehalte des § 144 
BauGB sind nicht erforderlich.

Ein Sanierungsvermerk gem. § 143 Abs. 2 
Satz 4 BauGB wird vom Grundbuchamt 
nur dann eingetragen, wenn die Geneh­
migungspflichten nach § 144 BauGB An­
wendung finden, was vorliegend nicht für 
erforderlich gehalten wird. Die Gemein­
de Nonnweiler benötigt zur Durchführung 
der städtebaulichen Maßnahmen in dem 
Sanierungsgebiet keine Eingriffsmöglichkei­
ten z. B. bei Grundstücksgeschäften Dritter 
(bei Veräußerung von Grundstücken sowie 
Bestellung oder Veräußerung von Erbbau­
rechten). Aufgrund der allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Sanierung in Verbindung 
mit dem vorliegenden städtebaulichen 
Entwicklungskonzept sind von der Gemein­
de Nonnweiler keine Ordnungsmaßnahmen 
oder Baumaßnahmen vorgesehen, die einen 
solchen Eingriff in das gemäß Art. 14 GG 
geschützte Eigentum rechtfertigen würden.
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Empfehlung zur Abgrenzung 
des Sanierungsgebietes

Die räumliche Abgrenzung des Fördergebie­
tes als Sanierungsgebiet setzt noch

	� die Mitwirkung und Beteiligung der Sa­
nierungsbetroffenen (§ 137 BauGB) und 

	� der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 
BauGB) als auch

	� die Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange zur Stellungnahme

voraus.

Unter anderem ist die Einstellung und Mit­
wirkungsbereitschaft der Sanierungsbetrof­
fenen (vor allem der Grundstückseigentü­
mer) als auch der öffentlichen Aufgabenträ­
ger von wesentlicher Bedeutung. Auch für 
die Abwägung der privaten und öffentlichen 
Belange i.S.d. § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB 
sowie für das Fundamentieren des öffent­
lichen Interesses nach Maßgabe des § 136 
Abs. 1 Satz 1 BauGB sind die Beteiligungs­
pflichten grundlegende Voraussetzungen. 

Das Sanierungsgebiet ist so zu begren­
zen, dass sich die städtebauliche Sanie­
rung zweckmäßig durchführen lässt (§ 142 
Abs. 1 Satz 2 BauGB). Einzelne Grundstü­
cke, die von der Sanierung nicht betroffen 
sind, können aus dem Gebiet ganz oder teil­
weise ausgenommen werden (§ 142 Abs. 1 
Satz 3 BauGB).

Die Frage, ob städtebauliche Missstände auf 
den einzelnen Grundstücken wirklich vorlie­
gen, spielt eine untergeordnete Rolle, wenn 
die Einbeziehung zur Durchführung der Sa­
nierung zweckmäßig ist. Sind die städte­
baulichen Probleme, die sich aus der Sa­
nierung ergeben, nur einheitlich zu lösen, 
rechtfertigen diese städtebaulichen Zusam­
menhänge immer die Einbeziehung. 

	� Wie anhand des Analyse- und Maßnahmenplanes zu erkennen ist, bestehen die städte­
baulichen Missstände nicht nur auf einzelnen Grundstücken, sondern sind über das 
gesamte Untersuchungsgebiet verteilt. Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, das 
Untersuchungsgebiet vollständig als Sanierungsgebiet auszuweisen.

	� Die räumliche Festlegung des Sanierungsgebietes erfolgt nach § 142 BauGB.

Empfehlung zur Abgrenzung des Sanierungsgebietes
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Empfohlene Abgrenzung des Sanierungsgebietes „Ortskern / Ortsdurchfahrt Bierfeld“, ohne Maßstab; Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL, 11.08.2025; Bearbei­
tung: Kernplan

Legende

	 empfohlene Abgrenzung 
Sanierungsgebiet
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Voraussetzungen zur förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes

Rechtsgrundlage Beschreibung

Städtebauliche Missstände 
i.S.d. § 136 Abs. 2 und 3 
BauGB - Voraussetzung 
erfüllt

Im Untersuchungsgebiet treten städtebauliche Missstände in funktionaler, jedoch überwiegend in substanzieller Hin­
sicht in einer solchen Bedeutung und Häufung auf, dass sanierungsbedingte Einzelmaßnahmen, die auf eine wesent­
liche Verbesserung oder Umgestaltung des Gebietes abzielen, erforderlich sind. Hierbei bilden die Beseitigung und 
Behebung der inneren und äußeren substanziellen Missstände durch Modernisierung und Instandsetzung einer Viel­
zahl der Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen den maßgeblichen Schwerpunkt.

Wesentliche Verbesserung 
oder Umgestaltung i.S.d. 
§136 Abs. 2 Satz 1 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Die Einzelmaßnahmen zur Behebung von städtebaulichen Missständen sind die durch die städtebauliche Planung 
aufeinander abgestimmten einzelnen sanierungsbedingten Ordnungs- und Baumaßnahmen, die in einem mehrjähri­
gen Sanierungsverfahren von der Gemeinde Nonnweiler durchgeführt oder veranlasst werden.
Unter der Behebung muss aber nicht die völlige Beseitigung der Substanz- oder Funktionsschwächen verstanden 
werden. Ziel der Behebung der städtebaulichen Missstände ist die wesentliche, d. h. deutliche Verbesserung oder 
Umgestaltung des Sanierungsgebietes.
Aufgrund der festgestellten städtebaulichen Missstände im Untersuchungsgebiet wurden, ergänzend zu den Zielen 
des Dorfentwicklungskonzeptes, allgemeine Ziele und Zwecke der Sanierung entwickelt und ein Sanierungsrahmen­
plan sowie die damit verbundene Kosten- und Finanzierungsübersicht i.S.d. § 149 BauGB aufgestellt. Eine wesentliche 
Umgestaltung des Sanierungsgebietes erfolgt nicht, da in dem Gebiet insbesondere die Art der baulichen oder sonsti­
gen Nutzung, das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen oder die Erschließung allenfalls 
kleinräumig verändert werden sollen. Durch die beabsichtigten Baumaßnahmen sollen vor allem die städtebaulichen 
Missstände in substanzieller Hinsicht wesentlich, d. h. deutlich, verbessert werden. Insbesondere die Modernisierung 
/ Instandsetzung von baulichen Anlagen werden sich deutlich positiv auf die städtebauliche Situation auswirken. 
Hiernach zielen die Maßnahmen insbesondere auf eine wesentliche Verbesserung mit der Durchführung der Moderni­
sierung / Instandsetzung der baulichen Anlagen im Rahmen einer erhaltenen Sanierung ab.

Einheitliche Vorbereitung 
i.S.d. § 136 Abs. 1 Satz 1 
BauGB - Voraussetzung 
erfüllt

Die einheitliche Vorbereitung ist Wesensmerkmal einer städtebaulichen Sanierung. Aufgrund der festgestellten städ­
tebaulichen Missstände und Mängel wurden die zum Teil verschiedenartigen Einzelmaßnahmen im förmlich festzule­
genden Sanierungsgebiet mithilfe des Dorfentwicklungskonzeptes auf ein einheitliches Ziel ausgerichtet, aufeinander 
abgestimmt und miteinander verflochten. Der Begriff der einheitlichen Vorbereitung schließt nicht aus, dass sich die 
Zielvorstellungen im Verlauf einer Sanierungsmaßnahme ändern, vor allem aber konkretisieren können. 
Für eine einheitliche Durchführung werden, ergänzend zu den Zielen des Dorfentwicklungskonzeptes, allgemeine 
Ziele und Zwecke der Sanierung entwickelt und eine in sich abgestimmte Rahmenplanung erarbeitet.
Die einheitliche Vorbereitung berücksichtigt vor allem auch die Beteiligung und Mitwirkung der Sanierungsbetroffe­
nen (§ 137 BauGB), der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 BauGB) einschließlich der Beteiligung der Träger öffentli­
cher Belange, schließlich aber auch die kommunalpolitische Umsetzung in der Gemeinde Nonnweiler. 
Die Voraussetzungen der einheitlichen Vorbereitung liegen vor.

Zügige Durchführung i.S.v. 
§ 136 Abs. 1 Satz 1 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Das Erfordernis der zügigen Durchführung ergibt sich aus der Sachnatur der Sanierungsmaßnahmen, die der Behe­
bung städtebaulicher Missstände dienen und damit für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung von Bedeutung 
sind.
Sie verpflichtet die Gemeinde Nonnweiler, die vom Gesetz gegebenen Möglichkeiten, sobald und soweit erforderlich, 
anzuwenden. Sie übergibt der Gemeinde Nonnweiler die Verantwortung für die gesamte Sanierungsmaßnahme, auch 
wenn sie nicht alle Maßnahmen selbst durchzuführen hat.
Eine zügige Durchführung der Sanierung ist insbesondere nur durch die Beteiligung und Mitwirkung der Sanierungs­
betroffenen (§ 137 BauGB) und der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 BauGB) gewährleistet.
Insbesondere die Grundstückseigentümer, die die Modernisierung / Instandsetzungen der baulichen Anlagen durch­
führen, haben einen erheblichen Einfluss auf die zügige Durchführung der Sanierung.
Es besteht die Annahme, dass eine positive Einstellung zur Sanierung und eine hohe Mitwirkungsbereitschaft besteht. 
Die Kosten- und Finanzierungsübersicht dient als Nachweis der Finanzierbarkeit innerhalb eines absehbaren Zeit­
raums. Sie belegt nach dem Stand der Planung die zügige Durchführung der Sanierung. Sie hat dabei die wichtige Auf­
gabe, das Gebot der zügigen Durchführung (§ 136 Abs. 1 BauGB) und seine Umsetzung kontinuierlich zu überprüfen.
Schwerpunkt der Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen im zukünftigen Sanierungsgebiet soll die 
Durchführung von Modernisierung / Instandsetzungen von baulichen Anlagen, deren Kosten die Eigentümer tragen, 
sein. Auf § 177 BauGB wird verwiesen. 
Die Dauer der Sanierungsmaßnahme ist zeitlich durch die Anwendung des Sanierungsrechts auf den Zeitpunkt von 
der Bekanntmachung des Beschlusses über den Beginn der Vorbereitenden Untersuchungen (§ 141 Abs. 3 BauGB) bis 
zur Aufhebung der förmlichen Gebietsfestlegung (§ 162 BauGB) begrenzt. 
Gemäß § 142 Abs. 3 Satz 3 und 4 BauGB ist bei dem Beschluss über die Sanierungssatzung zugleich durch Beschluss 
die Frist festzulegen, in der die Sanierung durchgeführt werden soll; die Frist soll 15 Jahre nicht überschreiten. Kann 
die Sanierung nicht innerhalb der Frist durchgeführt werden, kann die Frist durch Beschluss verlängert werden.
Damit wird ein Instrument zur Verfügung gestellt, um das Zügigkeitsgebot von § 136 Abs. 1 BauGB und § 149 Abs. 4 
Satz 2 BauGB praktisch umzusetzen; mit der Verlängerungsmöglichkeit wird zugleich die erforderliche Flexibilität 
gewährleistet.
Für die Beurteilung der Durchführbarkeit im Allgemeinen zählt auch administrativ die Verwaltungskraft der Gemeinde 
Nonnweiler bzw. die Einschaltung eines Sanierungsbeauftragten.
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Voraussetzungen zur förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes

Rechtsgrundlage Beschreibung

Aufgrund der Finanzierbarkeit der Sanierung, der administrativen Möglichkeiten sowie mit einer auf Dauer angelegten 
aktiven Öffentlichkeitsarbeit und Beratung / Betreuung u. a. der Grundstückseigentümer und potenziellen Investo­
ren sowie der Fähigkeit der aktiven Steuerung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen, kann nach derzeitigem 
Stand von einer zügigen Durchführung der Sanierung innerhalb einer Durchführungsfrist von 15 Jahren, d. h. bis zum 
31.12.2041, ausgegangen werden.

Öffentliches Interesse i.S.v. 
§ 136 Abs. 1 Satz 1 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Als öffentliches Interesse kommen alle im Katalog des § 1 Abs. 5 BauGB genannten städtebaulichen Belange in Frage. 
Es reicht ein qualifiziertes, d. h. hier ein örtliches öffentliches Interesse aus. Die Durchführung der betreffenden Maß­
nahme muss für die Gemeinde Nonnweiler eine besondere Bedeutung haben.
Insbesondere die Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile, die 
Beachtung der Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, der erhaltenswerten Ortsteile 
und Belange des Umwelt- und Klimaschutzes sowie die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits­
verhältnisse sollen Ziele und Zwecke der Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen in der Gemeinde 
sein. 
Es hat sich als notwendig erwiesen, dass zum einen eine einheitliche Planungskonzeption für das Sanierungsgebiet 
aufzustellen ist, zum anderen auch, dass die Maßnahme in einem überschaubaren Zeitraum abzuwickeln ist.
Die Durchführung der betreffenden Gesamtmaßnahme des besonderen Städtebaurechts hat für die Gemeinde 
Nonnweiler eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die Beseitigung oder Behebung der städtebaulichen Missstän­
de. Hierbei bilden, neben den im Dorfentwicklungskonzept aufgeführten Maßnahmen, die Beseitigung und Behebung 
der inneren und äußeren substanziellen Missstände durch Modernisierung und Instandsetzung den Schwerpunkt.
Es liegt hiermit für die Gemeinde Nonnweiler ein qualifiziertes, d. h. ein örtliches öffentliches Interesse, vor. Die ein­
heitliche Vorbereitung und zügige Durchführung liegt im öffentlichen Interesse.

Sozialplan § 140 Nr. 6 
BauGB - Voraussetzung 
erfüllt

Der Sozialplan nach § 180 BauGB dient dazu, sozial nachteilige Folgen bei der Durchführung städtebaulicher Maß­
nahmen möglichst zu vermeiden oder zu mildern. 
Sind bei städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen für die im Plangebiet wohnenden und arbeitenden Menschen vor­
aussichtlich nachteilige Auswirkungen zu erwarten, ist ein Sozialplan zu erarbeiten (§ 180 BauGB).
Aufgrund der Ergebnisse des fortgeschriebenen Dorfentwicklungskonzeptes mit den Vorbereitenden Untersuchungen, 
des vorliegenden Sanierungsrahmenplans und der Kosten- und Finanzierungsübersicht i.S.d. § 149 BauGB, die die 
sanierungsbedingten Einzelmaßnahmen beinhalten, sind keine Nachteile für die im Plangebiet wohnenden Menschen 
erkennbar. Insofern entfällt die Verpflichtung der Gemeinde Nonnweiler zur Aufstellung eines Sozialplans.

Abwägung der öffentlichen 
und privaten Belange 
§ 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB - 
Voraussetzung erfüllt

Die öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen.
Die Abwägung muss sich jedoch nur auf die allgemeinen Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung im Allgemeinen 
beziehen, wozu auch die Finanzierbarkeit des Sanierungskonzepts gehört.
Die Entscheidung, ob saniert werden soll, und die förmliche Ausweisung eines Sanierungsgebiets stehen am Anfang 
einer Sanierungsmaßnahme; von daher können bei der nach § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB vorzunehmenden Abwägung 
in diesem Verfahrensstadium nur geringe Anforderungen an die Konkretisierung der Sanierungsziele und die Bewälti­
gung von durch das Sanierungsvorhaben ausgelösten Konflikten gestellt werden.
Grundlegende Voraussetzung einer ordnungsgemäßen Abwägung ist die ausreichende Ermittlung und Klärung der 
von den vorgesehenen Sanierungsmaßnahmen betroffenen Rechtspositionen, die bei der (weiteren) Umsetzung der 
Sanierung zu beachten sind. Danach ist absehbar, ob und inwieweit die Sanierungsziele überhaupt erreichbar sein 
werden. 
Eine Abwägung gemäß § 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB setzt u. a. die Beteiligung der Betroffenen (§ 137 BauGB) und der 
öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 BauGB) voraus.
Es sind keine Argumente bekannt, die gegen die Ausweisung eines Sanierungsgebietes und die Realisierung des 
Sanierungsrahmenplans sprechen.

Bericht über die Gründe, die
die förmliche Festlegung
der Sanierungsgebiete recht­
fertigen

Die Ergebnisse der vorbereitenden Untersuchungen fließen als Bestandteil in diesen Bericht mit ein. In dieser Unter­
lage sollen insbesondere auf der Grundlage der ggf. aktualisierten Ergebnisse, insbesondere nach Vorliegen der kom­
munalaufsichtlichen Stellungnahme, der Billigung der vorläufigen Ergebnisse der vorbereitenden Untersuchungen 
durch den Gemeinderat, der Beteiligung der Betroffenen (§ 137 BauGB) und der öffentlichen Aufgabenträger (§ 139 
BauGB) die sanierungsrechtliche Abwägung erfolgen.

Laufende Erfolgskontrolle Es wird nach förmlicher Festlegung des Sanierungsgebietes empfohlen, im Laufe der Umsetzung der Sanierungs­
maßnahmen Erfolgskontrollen durchzuführen (z. B. durch Auswertung der Modernisierungs- und Instandsetzungs­
vereinbarungen). Es ist ratsam, Stärken und Schwächen der Entwicklungen zu ermitteln und die Maßnahmen des 
Sanierungsrahmenplanes nach Beteiligung der Betroffenen und der öffentlichen Aufgabenträger fortzuschreiben.
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	� Bei Detailplanungen sind aufgrund einer möglichen Betroffenheit mindestens folgende Träger öffentlicher Belange zu beteiligen: Deutsche Tele­
kom Technik GmbH (zu beachten: Schreiben vom 08.01.2026), Die Autobahn GmbH des Bundes (zu beachten: Schreiben vom 05.02.2026 und 
19.02.2026), Eisenbahn-Bundesamt (zu beachten: Schreiben vom 03.02.2026), energis-Netzgesellschaft mbH (zu beachten: Schreiben vom 
13.01.2026), EVS Entsorgungsverband Saar (zu beachten: Schreiben vom 08.01.2026), Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Land­
entwicklung (zu beachten: Schreiben vom 12.01.2026), Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz Abteilung D - 
Natur und Forsten (zu beachten: Schreiben vom 19.01.2026), Oberbergamt des Saarlandes (zu beachten: Schreiben vom 21.01.2026), Vodafone 
Kabel Deutschland GmbH (zu beachten: Schreiben vom 11.02.2026) und Ericsson Services GmbH (zu beachten: Schreiben vom 15.01.2026). Die 
genaue Betroffenheit kann der jeweiligen Originalstellungnahme entnommen werden. 

	� Bei Rodungs- oder Rückschnittarbeiten an den im Sanierungsgebiet stehenden Gehölzen sind die Vorgaben des § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
zu beachten. Weiterhin ist auf Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange der §§ 19, 39 und 44 BNatSchG hinzuweisen. Die Untere Natur­
schutzbehörde empfiehlt, zu entfernenden Gehölzbestand sowie zu sanierende bzw. abzureißende Gebäude vor Baubeginn auf eventuellen 
Fledermausbesatz oder das Vorkommen anderer Tierarten durch fachkundige Personen untersuchen zu lassen.

	� Das Kataster über Altlasten und altlastverdächtige Flächen weist folgenden Eintrag für das geplante Sanierungsgebiet auf: Altlastverdachtsfläche 
NON_21696, nicht ordnungsgemäß betriebene ehem. Tankanlage.

	� Im westlichen Teil wird das geplante Sanierungsgebiet von der Löster im Bereich Cloefweg, einem Gewässer dritter Ordnung, gekreuzt. Zusätzlich 
verläuft in diesem Bereich der teilweise verrohrte Scheidebach durch das geplante Sanierungsgebiet.

Die Löster ist gem. § 73 WHG als Gewässer mit signifikantem Hochwasserrisiko bewertet, für die gem. § 76 Abs. 2 WHG ein Überschwemmungs­
gebiet für ein 100-jährliches Hochwasserereignis auszuweisen ist. Der Bereich zwischen Löster und Bebauung Gusenburger Weg, sowie der Be­
reich zwischen Löster und Bebauung Sitzerather Straße liegen teilweise im festgesetzten Überschwemmungsgebiet (ÜSG) der Löster.

Sollten in diesen Bereichen bauliche Maßnahmen geplant sein, wird um Beachtung der Vorgaben des § 78 WHG für festgesetzte Überschwem­
mungsgebiete gebeten.

Verfahrenshinweise


